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Allgemeine Steuerzahlungstermine im September  

Fälligkeit  
Ende der 

Schonfrist 

Mo. 12.09. Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 15.09. 

Mo. 12.09.  Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 15.09. 

Mo. 12.09. Körperschaftsteuer, Solidariätszuschlag 15.09. 

Mo. 12.09. Umsatzsteuer 15.09. 

Mi. 28.09. Sozialversicherung  

 

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde. 

Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin 
eingereicht werden. 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Straße des 17. Juni 106-108 
10623 Berlin 
 

T + 49. 30. 88 77 58 - 0 
T + 49. 30. 88 77 58 - 10 
M info@mswberlin.de 

mailto:info@mswberlin.de


 
 
 
 
 
 

Seite 2 von 4 
 

1)  E-Ladesäulen steuermindernd geltend machen 

Vermieter, die ihre Immobilie mit einer oder mehreren Ladestationen ausstatten, können die dafür 
angefallenen Kosten steuermindernd geltend machen. Steuerrechtlich werden nachgerüstete  
E-Ladesäulen als eigenständige Wirtschaftsgüter betrachtet. 

Die Kosten für die Nachrüstung der Ladesäule können Vermieter über die betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer abschreiben. Dabei besteht ein gewisser Spielraum. Die Finanzverwaltung setzt bei 
„intelligenten Wandladestationen“ (so genannte Wallboxen oder Wall Connectoren) eine betriebs-
gewöhnliche Nutzungsdauer von sechs bis zehn Jahren an. Über diesen Zeitraum hinweg können Ver-
mieter die Anschaffungs- und Installationskosten, aber auch die eventuell notwendige Genehmigung 
durch den Netzbetreiber, komplett abschreiben. 

Es profitieren aber nicht nur Vermieter. Auch Steuerpflichtige, die an oder in der privaten Immobilie 
eine Ladeinfrastruktur nachrüsten, können die dafür anfallenden Kosten steuerlich geltend machen. Für 
die Installationskosten (ausschließlich Arbeitskosten) und eine in Rechnung gestellte Anfahrts-
pauschale des Elektrofachbetriebs kann eine Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen in Höhe von 
20 Prozent der Gesamtsumme, maximal aber 1.200 Euro im Jahr, geltend gemacht werden. 

HINWEIS: 

Wie WELT in einem Artikel am 13.08.2022 ausführt, können sich die Kunden von Tesla Motors nicht  
darauf verlassen, dass ihnen die exakte Strommenge abgerechnet wird, da die Ladesäulen gegen das 
deutsche Eichrecht verstoßen. Bemerkenswert ist dabei, dass sich der Gesetzgeber dabei kulant zeigt. 
Der gesetzeswidrige Betrieb werde „nicht behindert und nicht sanktioniert“. 

 

2)  Bei Erwerb einer gemischt genutzten Photovoltaikanlage volle Zuordnung zum 
Unternehmen durch Abschluss eines Einspeisevertrags 

Der Bundesfinanzhof hatte bzgl. des Vorsteuerabzugs aus der Errichtung einer Photovoltaikanlage über 
die Zuordnung einer Photovoltaikanlage zum Unternehmensvermögen zu entscheiden. 

Die Tatsache, dass im Lauf des Jahres, in dem eine Photovoltaikanlage erworben wurde, ein Vertrag mit 
dem Recht zum Weiterverkauf des gesamten von der Anlage erzeugten Stroms zuzüglich Umsatzsteuer 
abgeschlossen wurde, sei hier ein Indiz dafür, dass der Steuerpflichtige die Photovoltaikanlage dem 
Unternehmen voll zugeordnet habe. Für die Dokumentation der Zuordnung sei keine fristgebundene 
Mitteilung an die Finanzbehörde erforderlich. Lägen innerhalb der Dokumentationsfrist nach außen hin 
objektiv erkennbare Anhaltspunkte für eine Zuordnung vor, könnten diese der Finanzbehörde auch 
noch nach Ablauf der Frist mitgeteilt werden. 

 

3) Gasumlage ab Oktober steht fest 

Importeure müssen wegen der Drosselung russischer Lieferungen kurzfristig und zu hohen Preisen 
Ersatz beschaffen. Zweck dieser Umlage ist, diese Unternehmen zu unterstützen, damit die Wärme- 
und Energieversorgung in der kommenden Kälteperiode gesichert ist. Von Oktober an wird eine 
befristete Gas-Sicherungsumlage erhoben, die zu Beginn des Umlagezeitraums (ab 01.10.2022 bis 
30.04.2022) bei 2,4 Cent liegt. Um die Energiekosten mindestens teilweise zu dämpfen, soll die 
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befristete Umlage durch weitere, zielgenaue Entlastungen für die Bürger und eine Verlängerung der 
Hilfsprogramme für die Wirtschaft flankiert werden.  

Die von der Bundesregierung gewünschte Ausnahme von der Mehrwertsteuer für die geplante Gas-
umlage hat die EU-Kommission ausgeschlossen. Jetzt will die Bundesregierung selbst die Mehrwert-
steuer auf Gas von 19 % auf 7 % absenken, solange die Gasumlage erhoben wird. 

 

4) Auszahlung der Energiepreispauschale im September 

Im September erhalten einkommensteuerpflichtige Erwerbstätige eine einmalige Energiepreispauschale 
von 300 Euro. Die Auszahlung erfolgt über die Lohnabrechnung des Arbeitgebers. Bei Selbstständigen 
wird dies über die Anpassung der Einkommensteuervorauszahlung für das III. Quartal 2022 realisiert. 
Arbeitnehmer, deren Beschäftigungsverhältnis nur früher oder später im Jahr bestand, können die 
Energiepreispauschale im Rahmen ihrer Einkommensteuererklärungen für das Jahr 2022 geltend 
machen. Dies gilt auch, wenn der Arbeitslohn pauschalversteuert ausgezahlt wird oder wurde. 

Das Bundesfinanzministerium hat am 20.07.2022 seine FAQs zur Energiepreispauschale (EPP) 
aktualisiert. Die für die betriebliche Praxis wichtigsten Fragen zur Auszahlung der Energiepreis-
pauschale an Arbeitnehmer beantwortet das BMF anhand von 27 Einzelpunkten unter Punkt VI. der 
FAQ-Liste. 

 

5) Vorsteuerabzug für ein Büro in einem ansonsten nicht unternehmerisch 
genutzten Gebäude 

Der Bundesfinanzhof hat zum Vorsteuerabzug für ein Büro in einem ansonsten nicht unternehmerisch 
genutzten Gebäude entschieden, ob die Kennzeichnung eines Raumes in einer Bauzeichnung mit dem 
Wort "Arbeiten" ein ausreichendes Indiz für die Zuordnungsentscheidung zum Unternehmen ist und ob 
die Zuordnungsentscheidung dem zuständigen Finanzamt bis zur gesetzlichen Abgabefrist der 
betreffenden Steuererklärung mitgeteilt werden muss. 

Für eine Zuordnung zum Unternehmen könne bei Gebäuden die Bezeichnung eines Zimmers als 
Arbeitszimmer in Bauantragsunterlagen jedenfalls dann sprechen, wenn dies durch weitere objektive 
Anhaltspunkte untermauert werde. So sei es z. B. dann, wenn der Unternehmer für seinen Gerüst-
baubetrieb einen Büroraum benötige, er bereits in der Vergangenheit kein externes Büro, sondern einen 
Raum seiner Wohnung für sein Unternehmen verwendet habe, und er beabsichtige, dies in dem von ihm 
neu errichteten Gebäude so beizubehalten.  

Für die Dokumentation der Zuordnung sei keine fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde 
erforderlich. Wenn innerhalb der Dokumentationsfrist nach außen hin objektiv erkennbare 
Anhaltspunkte für eine Zuordnung vorlägen, könnten diese der Finanzbehörde auch noch nach Ablauf 
der Frist mitgeteilt werden. 
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6) Verluste aus sog. Unlimited Turbo Bull-Zertifikaten voll abziehbar 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass der Verlust aus dem fallenden Kurs von Knock-out-Produkten in 
Form von Unlimited Turbo Bull-Zertifikaten steuerlich voll abziehbar ist und nicht dem Ausgleichs- und 
Abzugsverbot für Termingeschäfte unterfällt. Verluste aus Termingeschäften unterliegen grundsätzlich 
einem Ausgleichs- und Abzugsverbot, d. h. sie können nur sehr eingeschränkt mit Gewinnen aus eben 
solchen Geschäften verrechnet werden, sie mindern aber im Übrigen nicht die Bemessungsgrundlage 
der Körperschaft- oder der Einkommensteuer. Aus Sicht des Gesetzgebers ist es gerechtfertigt, für 
besonders riskante Geschäfte derartige Beschränkungen vorzusehen. 

Die Klägerin, eine GmbH, hatte von einer Bank ausgegebene Unlimited Turbo Bull-Zertifikate erworben. 
Als so genannte Knock-out-Zertifikate zeichneten sie sich durch die Möglichkeit aus, mit relativ 
geringem Kapitaleinsatz überproportional an der Wertentwicklung des zugrunde liegenden Basiswerts 
zu partizipieren. Erreichte oder durchbrach der Basiswert jedoch eine bestimmte Kursschwelle, dann 
verfielen die Zertifikate nahezu wertlos. Bedingt durch ein Absinken des jeweiligen Indexstandes fiel 
der Wert der von der Klägerin erworbenen Zertifikate, wodurch diese einen erheblichen Verlust 
realisierte. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass die Zertifikatsverluste dem Ausgleichs- und 
Abzugsverbot unterliegen. 

Der Bundesfinanzhof gab jedoch der Klägerin Recht. Bei Knock-out-Produkten in Form von Zertifikaten 
handele es sich aber um gewöhnliche Schuldverschreibungen, die im Streitfall Zug um Zug gegen 
Bezahlung übertragen worden seien; an dem für ein Termingeschäft typischen Hinausschieben des 
Erfüllungszeitpunkts habe es gefehlt. 

 


